
Wahlrechtsänderungsge-
setz 2010 (BGBl. I Nr.
13/2010): Rechtzeitig vor
der Bundespräsidentenwahl
2010 wurden vom Gesetz-
geber im Rahmen einer
Wahlrechtsreform – zum
Teil angelehnt an Novellie-
rungen in der Europawahl-
ordnung im Jahr 2009 – Än-
derungen vorgenommen. So
wurde etwa die Handhabung
der Briefwahl weiter er-
leichtert (z. B. Wegfall des
Eintragens von Datum und
Uhrzeit bei der eidesstattli-
chen Erklärung, Portofrei-
heit im Inland und Ausland)
und die Wahlkarte neu ge-
staltet (unter anderem mit
einer eigenen Lasche zum

Schutz der persönlichen Da-
ten der Wählerinnen und
Wähler). Auch für Gemein-
den und Wahlbehörden er-
gaben sich Änderungen, et-
wa der Wegfall eines ver-
pflichtenden Zeitraums für
eine Einsichtnahme in die
Wählerverzeichnisse an
Sonn- und Feiertagen auch
bei Bundespräsidenten- und
Nationalratswahlen. Für
Menschen mit besonderen
Bedürfnissen wurde ein
„Wahlkarten-Abonnement“
gesetzlich verankert.

Bundesgesetz, mit dem
das Bankwesengesetz, das
Finanzmarktaufsichtsbehör-
dengesetz, das Börsegesetz

1989, das Zahlungsdiens-
tegesetz, das Wertpapier-
aufsichtsgesetz 2007, das
Glücksspielgesetz, das Ver-
sicherungsaufsichtsgesetz
und das Bundeskriminal-
amt-Gesetz geändert werden
(BGBl. I Nr. 37/2010):
Durch die Schaffung von
weiteren gesetzlichen Mel-
depflichten an die Geldwä-
schemeldestelle in mehreren
Materiengesetzen wurde das
Bundeskriminalamt-Gesetz
angepasst. Die Kompeten-
zen der Geldwäschemelde-
stelle beim Empfang sowie
bei der Analyse und Weiter-
leitung von Verdachtsmel-
dungen werden ausgebaut.
Außerdem erhält die Stelle

mehr Möglichkeiten des In-
formationsaustausches bei
Verdachtsmeldungen betref-
fend Terrorismusfinanzie-
rung.

Waffengesetz-Novelle
2010 (BGBl. I Nr. 43/2010):
Aufgrund europäischer Vor-
gaben (Änderung der EU-
Waffenrechtsrichtlinie) sind
die EU-Mitgliedstaaten ver-
pflichtet, ein computerge-
stütztes Waffenregister ein-
zurichten, in dem bis zum
31. Dezember 2014 alle
Schusswaffen registriert
sind. Eine umfassende No-
vellierung des Waffengeset-
zes 1996 schuf 2010 die
Rechtsgrundlagen für die
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Die Zivildienstgesetznovelle ermöglicht die Anerkennung neuer Gebiete, in denen die Zivildienstleistung erfolgen kann, wie etwa
in der Kinderbetreuung.

Novellen und neue Gesetze 2010 
Im Jahr 2010 kam es im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Inneres zu zahlreichen 

legistischen Maßnahmen.



Inbetriebnahme eines Zen-
tralen Waffenregisters in
Österreich. Die Bestimmun-
gen dieser Novelle werden
in Kraft treten, wenn die
technischen Voraussetzun-
gen für den Betrieb dieses
Registers geschaffen sind.
Ab diesem Zeitpunkt wer-
den in Österreich erstmals
alle Kategorien an Schuss-
waffen (Kategorien A bis
D) in dem von allen Waf-
fenbehörden verwendeten
Zentralen Waffenregister er-
fasst werden – auch Lang-
waffen, die bisher bloß mel-
depflichtig oder frei erhält-
lich waren.

Budgetbegleitgesetz
2011 (BGBl. I Nr. 111/
2010): Im Rahmen des Bud-
getbegleitgesetzes 2011
kam es zu Änderungen des
Vereinsgesetzes 2002, des
Zivildienstgesetzes 1986,
des Bundes-Stiftungs- und
Fondgesetzes und des Nie-
derlassungs- und Aufent-
haltsgesetzes sowie zur
Schaffung des Luftfahrtsi-
cherheitsgesetzes 2011. 

Mit dem Luftfahrtsicher-
heitsgesetz 2011 (LSG
2011) erfolgt eine Inpflicht-
nahme der Flugplatzhalter
aller Flughäfen mit einem
jährlichen Passagieraufkom-
men ab 100.000 abfliegen-
den Passagieren zur Durch-
führung von Tätigkeiten der
Passagierdurchsuchung. 

Die finanzielle Abgel-
tung der Passagierdurchsu-
chungen durch die Inpflicht-
genommenen erfolgt durch
ein – hinsichtlich der Höhe
– privatrechtlich vom Zi-
vilflugplatzhalter festzule-
gendes Sicherheitsentgelt.
Zur Nachprüfung der von
ihm festgelegten Höhe wer-
den eine Rechtsschutzins-
tanz und ein Rechtsschutz-
verfahren eingerichtet. 

Daneben wird durch das
LSG 2011 eine Anpassung
an EU-Vorschriften im Be-
reich der Sicherheit in der
Zivilluftfahrt durchgeführt.
Demzufolge wird das BMI

künftig im Einvernehmen
mit dem BMVIT per Ver-
ordnung ein nationales Si-
cherheitsprogramm (NaSP)
erlassen, das die Verant-
wortlichkeit zur Durch-
führung der unionsrechtlich
vorgeschriebenen Sicher-
heitsmaßnahmen den Zi-
vilflugplatzhaltern, Luft-
fahrtunternehmen und sons-
tigen Stellen zuweist. Die
von diesen wahrzunehmen-
den operativen Sicherheits-
maßnahmen (Durchsuchun-
gen, Kontrollen, Überwa-
chung usw.) haben im Ein-
klang mit den dafür vorge-
sehenen Sicherheitspro-
grammen und unter der
Aufsicht von BMVIT und
BMI zu erfolgen.

Bundesgesetz, mit dem
das Zivildienstgesetz 1986
geändert wird (ZDG-Novelle
2010) (BGBl. I Nr. 83/
2010): Eckpunkte der No-
vellierung sind:
• die Möglichkeit, mit Be-
scheid Ausnahmen vom
Verbot des Erwerbes und
Besitzes  genehmigungs-
pflichtiger Waffen und vom
Verbot des Führens von
Schusswaffen zu erteilen;
• die Möglichkeit, bis zur
Vollendung des 28. Lebens-
jahres das Erlöschen der Zi-
vildienstpflicht zu beantra-
gen, um bestimmte Aufga-
ben im öffentlichen Dienst
wahrnehmen zu können;
• die Anerkennung neuer
Gebiete, in denen die Zivil-
dienstleistung erfolgen
kann, wie etwa in der Kin-
derbetreuung;
• Maßnahmen der Verfah-
rensbeschleunigung und
Verfahrensvereinfachung;
• Sicherstellung von diszi-
plinären Maßnahmen;
• Maßnahmen für einen zeit-
gemäßeren Vollzug;
• legistische Adaptierungen
(insbesondere begriffliche
Adaptierungen, Vereinfa-
chung der Kommunikation
zwischen Behörden und Zi-
vildienstpflichtigen).  

Manfred Pernsteiner

ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 3-4/11

IHR PARTNER IN TRANSPORTFRAGEN

„Heto“ Transport und Logistik GmbH
A-1230 Wien, Triesterstraße 138

Telefon: 0043 (0) 1/66160
Fax: 0043 (0) 1/66160-20

Mobil: 0043 (0) 699/104 00 957
E-Mail: info@der-kurier.at


